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→ Recht aktuell

neues aus den bereichen Digitalisierung und 
urheberrecht 

von lenka hanková, Alice kubová bártková
Rödl & partner prag

Data boxes verpflichtend für weitere personen 

Seit dem 1. Januar 2023 werden automatisch und 
sukzessive elektronische briefkästen (Data boxes) 
für alle juristischen personen und alle natürlichen 
person (unternehmer) eingerichtet, die über eine 
entsprechende Identifikationsnummer (IČO) ver-
fügen. Die elektronischen briefkästen ermöglichen 
eine Zustellung von nachrichten nicht nur von 
staatlichen und öffentlichen Stellen (diese Funkti-
on kann nicht abgeschaltet werden), sondern auch 
von privatrechtlichen Subjekten (ein Zugang von 
diesen kann gegebenenfalls deaktiviert werden). 
bei beiden nachrichtentypen gilt mit dem Zeit-
punkt des einloggens in den briefkasten durch den 
nutzer oder nach 10 Tagen ab Zustellung der nach-
richt in den elektronischen briefkasten die Fiktion 
einer Zustellung. Falls Sie also einem Schuldner 
eine Zahlungsaufforderung zusenden möchten, 
sollten Sie zunächst kontrollieren, ob ihm eine sol-
che nachricht auch tatsächlich in den elektroni-
schen briefkasten zugestellt werden kann. 

e-Fbl – Digitalisierung im Transportwesen

Speditionsunternehmen werden sich auch für die 
neuesten Informationen von der FIATA (Internatio-
nal Federation of Freight Forwarders Associations) 
interessieren, die für ihre Mitglieder die Möglich-
keit geschaffen hat, papierlose Frachtbriefe (FIATA 
bill of lading – eFbl) in einem sicheren digitalen 
Format auf basis der blockchain-Technologie zu 

verwenden. Wir bereiten weitere Informationen vor, 
da die Verwendung dieser eFbl im tschechischen 
Rechtssystem ihre besonderheiten hat.

novelle des urhebergesetzes und Änderungen 
bei der Regelung von lizenzen im bürgerlichen 
Gesetzbuch der Tschechischen Republik 

Ist Ihnen aufgefallen, dass Google bei der Suche 
nach einem Artikel aus elektronischen periodika 
nicht mehr einen Auszug des Textes anzeigt, son-
dern mehr oder weniger nur den Titel? Grund dafür 
ist eine novelle des tschechischen urheberrechts-
gesetzes, die am 5. Januar 2023 in kraft trat: An-
bieter von Online-Diensten müssten nämlich den 
herausgebern von Druckerzeugnissen eine ange-
messene Vergütung für die nutzung eines Artikels 
oder eines Teils eines Artikels zahlen.
 Darüber hinaus werden in der novelle 
die bedingungen für die haftung von Anbietern 
von entsprechenden digitalen Diensten für die Tei-
lung von Inhalten online (plattformen wie YouTube 
oder ulož.to) für illegale Inhalte, die von nutzern 
hochgeladen werden, präzisiert. Diese plattformen 
müssen sich „nach besten kräften“ bemühen, eine 
lizenz vom urheber zu erhalten, und, falls ihnen 
dies nicht gelingt, die Veröffentlichung rechtsver-
letzender Inhalte verhindern. Wenn der urheber 
jedoch die plattform selbst auf eine Verletzung 
hinweist, muss die plattform den Zugang zu den 
illegalen Inhalten blockieren oder die Inhalte lö-
schen und versuchen, deren erneutes hochladen 
zu verhindern. 
 Weitere neue gesetzliche lizenzen gibt 
es für automatisierte Text- oder Datenanalysen, für 

Zum neuen Jahr trat in der Tschechischen Republik die sog. „button-Regelung“ des 
bürgerlichen Gesetzbuches und des Verbraucherschutzgesetzes in kraft, aber auch in 
den bereichen Digitales und urheberrechte tut sich einiges.
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→ Steuern aktuell

Wie beurteilt die Finanzverwaltung Auswirkungen 
der energiekrise auf Verrechnungspreise?

von petr Tomeš
Rödl & partner prag

es wurde vor allem beurteilt, ob Routineunterneh-
men – Gesellschaften, die nur beschränkte Funk-
tionen ausüben und niedrige Risiken tragen (und 
die die preise für ihre produkte nach der kostenauf-
schlagsmethode kalkulieren) – die stark steigenden 
energiepreise (bzw. auch steigende preise für an-
dere Inputs) in ihren Verrechnungspreisen in voller 
höhe zu berücksichtigen haben. 
 Die Finanzverwaltung ist der Auffassung, 
dass auf die energiekrise dieselben Grundsätze an-
zuwenden sind wie auf die corona-krise und ver-
weist dabei auf ihr Schreiben zu diesem Thema. 
 Die Finanzverwaltung vertritt die Ansicht, 
dass bei Anwendung der kostenaufschlagsmethode 
durch Routineunternehmen in die kostenbasis alle 
angefallenen kosten, d.h. auch die steigenden ener-
giepreise, einbezogen werden sollen. Die Verrech-
nungspreise bestehen dabei aus der kostenbasis, 

der ein marktüblicher Gewinnzuschlag zugerechnet 
wird. Die stark steigenden energiekosten sollten im 
Gewinnzuschlag berücksichtigt werden, da es zu er-
warten ist, dass der marktübliche Gewinnzuschlag 
u.a. wegen der energiekrise vermindert wird. 
 Obwohl wir der Ansicht sind, dass die-
ser Ansatz im Allgemeinen vertretbar ist, kann die 
praxis komplizierter sein. produktionsgesellschaf-
ten mit ausländischen Gesellschaftern nehmen 
zahlreiche Funktionen war und tragen viele Risi-
ken, auch in bezug auf die energiebeschaffung. 
Sie können dabei entgegenwirkende Maßnahmen 
ergreifen und diverse Geschäftsbedingen verein-
baren. Sollte eine solche produktionsgesellschaft 
über den energieanbieter selbst entscheiden und 
energiepreise und bedingungen für die energiever-
sorgung vereinbaren, ist eine volle nachbelastung 
der Muttergesellschaft mit Mehrkosten nach Ver-
rechnungspreisgrundsätzen nicht immer richtig. Da 
die höhe der energiepreise und die preissteigerung 
durch produktionsgesellschaften mindestens teil-

die nutzung von Werken, die nicht auf dem Markt 
erhältlich sind, für digitales lernen oder für nach-
ahmungen. Die Gesetzesnovelle wird auch all jene 
erfreuen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit Radio- oder 
Fernsehsendungen für einen kleinen personen-
kreis ohne Gewinnabsichten zugänglich machen 
(z.b. durch ein Radio in einem Friseursalon), da sie 
für diese Geräuschkulisse keine unangenehmen 
Gebühren mehr zahlen müssen.
 Wesentliche Änderungen gibt es auch 
bei der Regelung von lizenzgebühren im bürger-
lichen Gesetzbuch der Tschechischen Republik – 
lizenzgebühren können nur noch in begründeten 
Fällen und unter berücksichtigung der besonder-
heiten einzelner branchen als Festbetrag verein-
bart werden. Außerdem wird eine Verpflichtung 
des lizenznehmers eingeführt, den urheber re-
gelmäßig (mindestens einmal jährlich) und in an-
gemessenem umfang über die nutzung der lizenz 
und von unterlizenzen zu informieren.

kontakt für weitere Informationen

Am 20.12.2022 wurde auf der Webseite der Finanzverwaltung das Schreiben betreffend 
die Auswirkungen der energiekrise auf die kalkulation der Verrechnungspreise veröf-
fentlicht. 

Mgr. lenka hanková
advokátka
(Rechtsanwältin cZ)
Senior Associate
T +420 236 163 710 
lenka.hankova@roedl.com

JuDr. Alice kubová bártková, M.e.S. 
advokátka
(Rechtsanwältin cZ)
Associate partner
T +420 236 163 720
alice.bartkova@roedl.com
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weise gesteuert werden können, sollten diese teil-
weise auch die damit verbundenen Risiken tragen 
(d.h. die entstandenen Mehrkosten).
 Zu den Abnehmern eines Routineunter-
nehmens können neben seiner Muttergesellschaft 
(oder einer Gesellschaft, der zahlreiche entschei-
dungsbefugnisse zustehen) auch andere verbun-
dene unternehmen gehören. Werden die produk-
te an verbundene Routine-Vertriebsunternehmen 
verkauft, ist es sicherlich nicht angebracht, solche 
verbundenen Abnehmer mit den angestiegenen 
energiekosten zu belasten und dadurch deren Ge-
winne zu mindern (es sei denn, dass die Mutterge-
sellschaft die Gewinnzuschläge dieser Routineun-
ternehmen dem entsprechend anpasst).
 Die Finanzverwaltung weist in ihrem 
Schreiben darauf hin, dass die energiemehrkosten 
in der kostenbasis durch einen niedrigeren Gewinn-
zuschlag „ausgeglichen“ werden, der bei allen un-
ternehmen (d.h. auch bei Dritten) durch die ener-
giekrise vermindert wird. bei Verteidigung der im 
Jahre 2022 berechneten Verrechnungspreise wird 
es jedoch nicht einfach sein, Vergleichszahlen zu 
finden, die eine niedrigere profitabilität berücksich-
tigen. noch in mehreren Folgejahren werden die 
Datenbanken Vergleichszahlen aus den Jahren vor 
der energiekrise anbieten. Wie in der corona-krise 
kann eine makroökonomische Analyse der Rezes-
sion in einzelnen branchen vorgenommen werden, 
es wäre dennoch sinnvoll, individuelle Maßnahmen 
zu treffen und zu prüfen, ob die nachbelastung mit 

vollen energiemehrkosten bei der kalkulation der 
Verrechnungspreise nach dem Funktions- und Risi-
koprofil der jeweiligen unternehmen gerechtfertigt 
ist. 
 Das aktuelle Schreiben der Finanz-
verwaltung bildet unserer Ansicht nach eine gute 
Grundlage, die sicherlich bald um detaillierte prak-
tische beispiele erweitert wird. In den nächsten 
Ausgaben unseres newsletters werden wir Sie über 
die weitere entwicklung informieren. 
 Ist für Ihre Gesellschaft dieses Thema 
von bedeutung und hat Ihre unternehmensgruppe 
wegen der energiekrise die Verrechnungspreise an-
zupassen, sind wir gerne bereit, mit Ihnen drohende 
Risken zu besprechen und Ihnen Argumente für die 
Verteidigung der Verrechnungspreise bei einer Au-
ßenprüfung zu empfehlen.

kontakt für weitere Informationen

Ing. petr Tomeš 
daňový poradce
(Steuerberater cZ)
Associate partner 
T +420 236 163 750 
petr.tomes@roedl.com

→ Steuern aktuell

Änderungen für elektronisch übermittelte 
nachrichten seit dem 1. Januar 2023

petr koubovský, Ilona Shapoval
Rödl & partner prag 

Durch das Gesetz nr. 300/2008 Gbl. über elektro-
nische Verwaltungsdienste wurde die Zustellungs-
fiktion für elektronisch übermittelte nachrichten 
eingeführt. nach dieser Fiktion gilt ein von einer 
behörde versandtes Dokument (eine elektronisch 

übermittelte nachricht) nach Ablauf von zehn Ta-
gen nach ihrem eingang als zugestellt, unabhängig 
davon, ob es geöffnet wurde.
 nach bisherigen Gerichtsurteilen wur-
de der Grundsatz, dass der Zustellungstag auf 
den nächsten Arbeitstag verschoben wird, nur für 
Zustellungen durch postdienstleister verwendet. 
Wird eine Databox verwendet, haben der benutzer 

Im vergangenen Jahr erging ein urteil des Oberstes Verwaltungsgerichts, durch das 
mit Wirkung vom 1. Januar 2023 die Zustellungsfiktion für elektronisch übermittelte 
nachrichten geändert wird. Für empfänger von elektronisch übermittelten nachrichten 
– bürger und Steuerpflichtige - ist diese Regelung vorteilhaft, da die Frist für die Zustel-
lung von elektronischen, noch nicht geöffneten nachrichten verlängert wird.

neWSleTTeR TSchechISche RepublIk
JAnuAR–FebRuAR 2023



6

→ Steuern aktuell

urteilsverkündung des Obersten 
Verwaltungsgerichts in Sachen Abzug 
der Verlustvorträge nach Anpassung von 
Verrechnungspreisen 

von petr Tomeš
Rödl & partner prag 

Das deutsche Finanzamt hat die Verrechnungs-
preise, die zwischen einer deutschen Gesellschaft 
und ihrer tschechischen Tochtergesellschaft ver-
einbart wurden, angefochten und über den teilwei-
sen nichtabzug der Aufwendungen der deutschen 
Gesellschaft für den erwerb von erzeugnissen ent-
schieden. 
 Die tschechische Gesellschaft hat als 
Reaktion auf diese entscheidung eine berichti-
gungserklärung abgegeben, in der die umsatzer-

löse aus den an ihre deutsche Muttergesellschaft 
gelieferten erzeugnissen und das zu versteuernde 
einkommen vermindert wurden, um die Doppel-
besteuerung zu vermeiden. Das tschechische Fi-
nanzamt hat keine einwendungen erhoben. 
 In der berichtigungserklärung war ein 
Steuerverlust ausgewiesen, der durch die tsche-
chische Gesellschaft bei ermittlung des Gesamt-
betrags der einkünfte in einem der folgenden 
Veranlagungszeiträume abgezogen werden sollte. 
Da ein neu entstandener Steuerverlust nach dem 
damaligen Steuerrecht bei Abgabe einer berichti-
gungserklärung nicht als Verlustvortrag abgezogen 

Das Oberste Verwaltungsgericht hat über den Abzug Verlustvorträge, die nach Anpas-
sung der Verrechnungspreise bei einer in Deutschland durchgeführten Außenprüfung 
entstanden sind – über die kürzung des handelsrechtlichen ergebnisses –w entschie-
den. 

jedoch die Möglichkeit, die nachricht innerhalb 
der unbeschränkten Frist von zehn Tagen zu öff-
nen. 
 Das urteil des Obersten Verwaltungs-
gerichts vom 26. Mai 2022 (AZ 4 Afs 264/2018-
85) bringt jedoch eine grundsätzliche Änderung 
der Auslegung des § 17 Abs. 4 des o.g. Gesetzes. 
Durch das Gericht wurde ein Streit zwischen 
dem Finanzamt und einer Gesellschaft über Ver-
spätungszuschläge für eine verspätete Abgabe 
der kontrollmeldung und die Anwendung der Zu-
stellungsfiktion beurteilt. Da die entsprechende 
nachricht am Sonntag zugestellt wurde, sollte 
nach Auffassung der Gesellschaft die Regelung 
der Abgabeordnung angewandt werden, dass als 
Zustellungstag erst der nächste Arbeitstag gilt. Die 
Vierte kammer des Obersten Verwaltungsgerichts 
war jedoch mit den früheren Gerichtsureilen nicht 
einverstanden, der Streit musste durch die erwei-
terte kammer des Obersten Verwaltungsgerichts 
entschieden werden. Die Databox-benutzer kön-
nen nun seit dem 1. Januar 2023 von einer neuen 
Regel ausgehen, nach der keine Zustellung von 

elektronisch übermittelten nachrichten samstags, 
sonntags und an Feiertagen erfolgt, wenn die Do-
kumente von benutzern selbst nicht geöffnet wer-
den. Als letzter Tag der Zustellungsfiktion gilt nun-
mehr der nächste Arbeitstag. 
 Wegen dieser neuen Auslegung weisen 
wir auch darauf hin, dass diese Änderung vor al-
lem bei einem anschließenden lauf von anderen 
gesetzlichen Fristen (z.b. einspruchsfristen) zu be-
achten ist.

kontakt für weitere Informationen

Ing. petr koubovský
daňový poradce
(Steuerberater cZ)
Associate partner
T +420 236 163 246 
petr.koubovsky@roedl.com
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Die Generalfinanzdirektion hat das Schreiben 
nr. GFD-D-58 erlassen, das die Maßnahmen 
der tschechischen Finanzverwaltung bei ent-
scheidungen über den durch die Abgabenord-
nung geregelten erlass steuerlicher nebenleis-
tungen erläutert. Das neue Schreiben ersetzt 
die Schreiben nr. GFD-D-47. An dieser Stelle 
möchten wir betonen, dass das neue Schrei-
ben keine wesentlichen neuen Informationen 
enthält.
 Im Schreiben sind detailliert schwer-
wiegende Verstöße gegen das Steuerrecht und 
die bilanzierungsvorschriften erläutert, die 
den erlass steuerlicher nebenleistungen aus-
schließen, wobei das Schreiben u.a. entschei-
dende umstände für die beurteilung dieser 
Verstöße durch die Finanzbehörden definiert.
 Das Schreiben berücksichtigt auch die 
jüngste Rechtsprechung des Obersten Verwal-
tungsgerichts, nach der die Finanzbehörden 
auch andere umstände (z.b. die Art oder In-

tensität der Verletzung der Steuerpflichten) zu 
prüfen hat, und gibt den Steuerpflichtigen da-
mit zusätzliche Argumente für einen (auch teil-
weisen) erlass steuerlicher nebenleistungen.
 Darüber hinaus wurde die Aufstellung 
der zulässigen Gründe für verspätete Steuer-
zahlungen leicht geändert. erfüllt der Steu-
erpflichtige einen dieser Gründe, dürfen die 
Finanzbehörden zumindest die steuerlichen 
nebenleistungen nur teilweise festsetzen, 
wenn gesetzliche Voraussetzungen erfüllt sind. 
Dies ändert jedoch nichts daran, dass auch 
andere als die im Schreiben ausdrücklich ge-
nannten gerechtfertigten Gründe berücksich-
tigt werden müssen.

kontakt für weitere Informationen

Mgr. Adam Macek, ll.M. 
adam.macek@roedl.com

→ Steuern aktuell

neues Schreiben der Generalfinanzdirektion 
über den erlass steuerlicher nebenleistungen 

werden konnte (Jahr 2011) und ein Verlustrücktrag 
damals unzulässig war, hat die Gesellschaft ent-
schieden, den Steuerverlust im Wege der Wieder-
aufnahme des Verfahrens abzuziehen. Mit Verweis 
darauf, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für 
die einleitung eines Wiederaufnahmeverfahrens 
nicht erfüllt waren, hat das Finanzamt das Wie-
deraufnahmeverfahren nicht akzeptiert. Auch das 
Argument, dass dadurch eine Doppelbesteuerung 
vermieden wird, wurde zurückgewiesen, da die 
Doppelbesteuerung, die sich aus der deutschen 
Außenprüfung ergab, einen anderen Veranlagungs-
zeitraum betraf. Das Oberste Verwaltungsgericht 
bestätigte daraufhin die Auffassung des Finanz-
amts. 
 Da die „harte“ Voraussetzung für den Ab-
zug der Verlustvorträge inzwischen abgebaut wurde 
(und nunmehr nicht mehr ein Verlustvortrag, son-
dern auch ein Verlustrücktrag zulässig sind), kann 
momentan ein Verlustrücktrag vorgenommen wer-
den, wenn die Festsetzungsfrist für den jeweiligen 
Veranlagungszeitraum noch nicht abgelaufen ist. 

 Wir empfehlen Ihnen, solche Fälle bei 
Ihren verbundenen unternehmen zu prüfen und er-
forderliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Dop-
pelbesteuerung zu vermeiden. Wir sind gerne be-
reit, Sie bei der beurteilung von Voraussetzungen 
für eine sekundäre Anpassung von Verrechnungs-
preisen und bei einem eventuellen Verlustrücktrag 
beratend zu unterstützen. 

kontakt für weitere Informationen

Ing. petr Tomeš 
daňový poradce
(Steuerberater cZ)
Associate partner 
T +420 236 163 750 
petr.tomes@roedl.com
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Ing. Martin koldinský 
soudní znalec
(Gerichtssachverständiger cZ)
Associate partner 
T +420 236 163 750
martin.koldinsky@roedl.com

→ Steuern aktuell

Das Oberste Verwaltungsgericht hat 
Geschäftsmodelle in der pharmaindustrie beurteilt

von Martin koldinský
Rödl & partner prag 

Das Oberste Verwaltungsgericht prüfte den Fall 
elI lIllY. Das urteil betraf einen Rechtsstreit, in 
dem eine tschechische Gesellschaft eine klage 
gegen die Finanzdirektion erhob und versuchte, 
das urteil des Amtsgerichts in prag aufzuheben, 
das die vorherige entscheidung des Finanzamtes 
bestätigte. Im Rechtsstreit ging es um die beurtei-
lung, ob der Vertrieb von Medikamenten und die 
durch die Vertriebsgesellschaft erbrachten Mar-
ketingleistungen umsatzsteuerlich einen einzigen 
umsatz darstellen. Der Fall wirkt sich jedoch auch 
auf die Verrechnungspreise aus. 
 bei der beurteilung der Verrechnungs-
preise ist es interessant, dass das Oberste Verwal-
tungsgericht in seinem urteil vom 8.12.2022 be-
stätigte, dass der Gesellschaft neben dem entgelt 
für den verlustbringenden Vertrieb von Medika-
menten auf tschechischem Markt auch ein entgelt 
für Marketingleistungen gewährt werden konnte. 
Das entgelt für Marketingleistungen von einem 
verbundenen unternehmen stellte de facto eine 
Ausgleichszahlung nach § 23 Abs. 7 eStG dar und 
ermöglichte der Gesellschaft, einen Steuergewinn 
zu erzielen. 
 Das Oberste Verwaltungsgericht stellte 
fest, dass der umsatz von pharmaunternehmen, 
der in Tschechien durch die Regulierung von Me-
dikamentenpreisen begrenzt ist, durch Marke-
tingleistungen nicht erhöht werden kann, da die 
preise in diesem Fall die regulierten Medikamen-
tenpreise übersteigen würden. Daher sind für den 
Medikamentenmarkt andere Grundsätze als in 
anderen nicht regulierten branchen anzuwenden 
– die erbringung von Marketingleistungen ist um-
satzsteuerlich als gesonderter umsatz anzusehen, 
bei beurteilung der Verrechnungspreise (d.h. kör-

perschaftsteuerlich) sind die Marketingleistungen 
jedoch mit dem Medikamentenverkauf auf dem in-
ländischen Markt verbunden. Verrechnungspreis-
technisch kann der Verkauf von Medikamenten 
ohne Marketingleistungen nicht funktionieren. 
 In der praxis bedeutet es, dass bei der 
prüfung der marktüblichen Gewinnzuschläge von 
Gesellschaften, die auf dem regulierten pharma-
zeutischen Markt tätig sind, der aggregierte An-
satz anzuwenden ist, wobei der Vertrieb und die 
Marketingleistungen als eine einzige Tätigkeit zu 
beurteilen sind. Davon ist selbstverständlich die 
Wahl von Vergleichsunternehmen abhängig, da für 
die prüfung der marktüblichen Gewinnzuschläge 
ausschließlich Gesellschaften zu wählen sind, die 
gleiche Merkmale aufweisen. 
 Wir sind der Ansicht, dass durch dieses 
urteil des Obersten Verwaltungsgerichts bestätigt 
wurde, wie verbundene unternehmen, die in der 
regulierten pharmabranche tätig sind, ihre Ver-
rechnungspreise zu kalkulieren haben. Des Wei-
teren wurde bestätigt, dass ein Ausgleich durch 
eine andere leistung angebracht ist, wenn die Ver-
triebsgesellschaften wegen der stark regulierten 
Medikamentenpreise keine hinreichende Rentabi-
lität erzielen.

kontakt für weitere Informationen

Das Oberste Verwaltungsgericht bestätigte, dass niedrige Verkaufspreise für preisregu-
lierte Arzneimittel durch Marketingleistungen ausgeglichen werden können.
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enthaltenen Informationen sind nicht auf einen speziellen Sachverhalt ei-
ner einzelperson oder einer juristischen person bezogen, daher sollte im 
konkreten einzelfall stets fachlicher Rat eingeholt werden. Rödl & partner 
übernimmt keine Verantwortung für entscheidungen, die der leser auf-
grund dieses newsletters trifft. unsere Ansprechpartner stehen gerne für 
Sie zur Verfügung.
 Der gesamte Inhalt des newsletters und der fachlichen 
Informationen im Internet ist geistiges eigentum von Rödl & partner und 
steht unter urheberrechtsschutz. nutzer dürfen den Inhalt des newslet-
ters nur für den eigenen bedarf laden, ausdrucken oder kopieren. Jegliche 
Veränderungen, Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe 
des Inhalts oder von Teilen hiervon, egal ob on- oder offline, bedürfen der 
vorherigen schriftlichen Genehmigung von Rödl & partner.
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